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Das Buch ist ein Konferenzband eines 
Symposions, das im März 1998 in lnns­
bruck zum Thema abgehalten wurde, 
wobei von der zahlenmäßigen Gewich­
tung die Befürwortereines konsumorien­
tierten Steuersystems überwiegen. Auch 
im Vorwort klingt eine gewisse Präferenz 
für den Konsum als Steuerbemessungs­
grundlage durch. Den Herausgebern 
muß allerdings zugute gehalten werden, 
daß der erste sehr aufschlußreiche Arti­
kel von einem ehemaligen Befürworter 
und nunmehrigen Skeptiker der konsum­
orientierten Besteuerung stammt. 

Der Band stellt - wie auch angekün­
digt - die aktuelle Diskussion zum The­
ma dar und ist daher als Einstie.9 ins 
Thema nur bedingt geeignet. Als Uber­
blick über die vielfältigen Aspekte, die ein 
derartiger Regimewechsel aufwirft, ist er 
jedoch zu empfehlen. 

Im ersten Beitrag weist Schneider 
(Universität Bochum) auf ein Kernpro­
blem der Konsumbesteuerung hin. Ihre 
Überlegenheit über eine Einkommensbe­
steuerung läßt sich nur in sehr stark ver­
einfachten Modellwalten zeigen. Wobei 
insbesondere d ie Voraussetzung von 
fehlender Unsicherheit zu restriktiv ist, 
als daß sie in der politischen Beratung 
ohne Bedenken getroffen werden könnte. 
Er plädiert daher für eine modifizierte 
Einkommensteuer und betont, daß die 
Verzerrungswirkungen von indirekten 
Steuern, die den Steuerausfall zu kom-
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pensieren hätten, ebenfalls zu bedenken 
sind. 

Wagner leistet einen wichtigen Beitrag 
zur Diskussion, indem er die methodi­
sche Vorgangsweise bei der Suche 
nach einem "wahren" Einkommen, das 
als Bemessungsgrundlage dienen soll, 
kritisiert. Er stellt daher zunächst Anfor­
derungen auf, die ein Steuersystem erfül­
len soll, und prüft dann, welche Systeme 
diese Anforderungen erfüllen. Dabei for­
dert er, ein Steuersystem müsse investi­
tionsneutral in dem Sinne sein, als es 
die Rangfolge von Investitionsprojekten 
nicht verändert. Die Anforderung ist zwar 
zunächst plausibel; allerdings führtjede 
fiskalische Kompensation dazu, daß an­
dere Entscheidungen verzerrt werden, 
wie der Verfasser richtigerweise an­
merkt. Warum gerade Investitionsent­
scheidungen ausgenommen werden 
sollten, wird jedoch nicht gesondert be­
gründet. Im angeführten Zahlenbeispiel 
spielt nicht zuletzt die Annahme der 
ewigen Reinvestition ein wesentliche 
Rolle. Es wird nämlich nicht erklärt, war­
um ein Investor, dessen Ziel die Maxi­
mierung des Konsumstroms ist und der 
eine endliche Lebenserwartung hat, sei­
nen Nachkommen ein riesiges Vermö­
gen hinterlassen will. 

Im nächsten Beitrag argumentiert 
Wenger, daß eine Einkommensteuer im 
Sinne einer Besteuerung des Reinvermö­
genszugangs nicht vollständig umzuset­
zen ist. Er plädiert daher für eine Cash 
F/ow-Besteuerung oder eine zinsberei­
n igte Einkommensteuer. Wobei seine 
Aussage, daß diese nicht gleich auf 
Marktunvollkommenheiten reagieren, 
doch eine massive Einschränkung der 
Gültigkeit der Aussagen darstellt. Gera­
de der in diesem Artikel angestellte Ver­
gleich zwischen Arbeits- und Kapitalein­
kommen vernachlässigt nämlich, daß es 
zwar Märkte für Sach- und Finanzkapi­
tal, nicht aber für Humankapital gibt. 

Fehr und Wiegard führen anhand eines 
Wachstumsmodells Simulationen eines 
Umstiegs auf eine zinsbereinigte Steuer 
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durch. Sie erhalten dabei einerseits Effi­
zienzgewinne, andererseits einen Umver­
teilungseffekt. Sie schließen, daß die 
negativen Umverteilungswirkungen nicht 
ausreichen, um die Effizienzgewinne ab­
zulehnen. Aufgrund der komplexen 
Struktur dieser Modelle und den zu ihrer 
Berechnung oft sehr restriktiven Annah­
men betonen d ie Autoren, daß eine vor­
sichtige Interpretation angezeigt ist. Da 
die Modelle auf deutsche Verhältnisse 
abgestellt sind und Österreich mit der 
KESt bereits eine Differenzierung der 
Besteuerung von Kapitalerträgen auf 
Haushaltsebene durchgeführt hat, sind 
die Resultate auch nur begrenzt über­
tragbar. 

Stefan Bachs Beitrag erläutert syste­
matisch die unterschiedlichen Varianten 
der in Diskussion befindlichen Cash Flow­
Steuer und verwandter Systeme und ist 
daher für nicht Eingeweihte ein guter 
Überblick. Er zeigt die Vor- und Nachtei­
le der einzelnen Varianten auf und ver­
weist auch auf nach wie vor verbleibende 
Abgrenzungs- und Umgehungsprobleme. 
Er rechnet mit wesentlichen Steueraus­
fällen bei einer Umstellung, sieht jedoch 
auch Effizienzgewinne. Im wesentlichen 
betont er die Relevanz der politischen Wil­
lensbildung als Kriterium zur Beurteilung 
eines Systemwechsels. 

Junk untersucht in seinem Beitrag die 
Auswirkungen einer konsumorientierten 
Besteuerung auf den internationalen 
Steuerwettbewerb. Er zeigt auf, daß bei 
den unterschiedlichen Modellen dieser 
Steuer immer noch Raum für Gestal­
tungsmöglichkeiten der steuerpflichtigen 
Haushalte und Unternehmen bestehen. 
Weiters betrachtet er mögliche Reaktio­
nen anderer Staaten. Er schließt aus 
seinen Überlegungen, daß eine Kon­
sumsteuer nicht ausreicht, um den 
Steuerwettbewerb zu beenden; auch 
bleibt weiterhin die Notwendigkeit auf­
recht, internationale Vereinbarungen zu 
treffen. 

Joachim Langs Kritik an der derzeiti­
gen Steuerrechtsordnung richtet sich 
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gegen das seiner Meinun.� nach beste­
hende Steuerchaos, die Uberfrachtung 
mit sozialgestaltenden Lenkungsnormen 
und die strukturelle Unreife des Sy­
stems. Er befürwortet daher einen lang­
samen Paradigmenwechsel, wobei er die 
Konsumorientierung des Steuersystems 
als evolutionäre Fortentwicklung der der­
zeit gültigen kapitalorientierten Steuer­
rechtsordnung begreift, die sich seit 
Ende der achtziger Jahre auf dem Rück­
zug befindet. Die Kapitaleinkommensbe­
steuerung sei in der Rechtspraxis an den 
zahlreichen Lücken und Ausnahmen, 
am mangelnden Inflationsschutz und an 
der Steuerhinterziehung (insb. bei Zins­
einkünften) gescheitert. Als Beispiel da­
für, daß dieserevolutionäre Prozeß in ei­
nigen Ländern ansatzweise bereits ein­
gesetzt hat, verweist er auf konsumori­
entierte Elemente wie d ie indirekten 
Steuern auf den Verbrauch, die Besteue­
rung der Beamtenpensionen in Deutsch­
land bzw. die sozialversicherten Pensio­
nen in Österreich, die Abschaffung der 
Vermögen- und Gewerbesteuer sowie 
die Möglichkeit der steuerfreien Thesau­
rierung in Privatstiftungen in Österreich. 

Manfred Rose empfiehlt in seinem 
Beitrag die Einführung einer zinsberei­
nigten Gewinnsteuer, um die Grundko­
sten des Produktionsfaktors Kapital 
(Abschreibung und marktübliche Verzin­
sung) vor einem Steuerzugriff zu schüt­
zen. Ansonsten käme das Kapital 
zwangsläufig nicht zum effizienten Ein­
satz. Da gerade die osteuropäischen 
Reformstaaten zur Modernisierung ihrer 
Fabriken und zum Aufbau einer lei­
stungsfähigen Infrastruktur in besonde­
rem Maße auf Kapitalbildung angewie­
sen sind, habe er dieses System als Lei­
ter einer Gruppe deutscher Steuerexper­
ten auch bei der Entwicklung eines neu­
en kroatischen Steuersystems empfoh­
len und gemeinsam mit dem kroatischen 
Finanzministerium zur Praxisreife ent­
wickelt. 

Bernd Genser skizziert die Grund­
struktur des Österreichischen Steuersy-
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stems, das sich im großen und ganzen 
am Reinvermögenszugangsprinzip orien­
tiert. Er schätzt die Realisierungschan­
cen, in Österreich eine konsistente kon­
sumorientierte Einkommensbesteue­
rung zu schaffen, recht günstig ein , weil 
bereits viele Elemente einer konsumori­
entierten Einkommensbesteuerung vor­
handen sind und die Kapitalakkumulati­
on in Österreich ein günstiges steuer­
rechtliches Umfeld vorfindet. Er verweist 
darauf, daß es bei Sozialversicherungs­
pensionen und bei Betriebspensionen, 
egal ob das Ansparen im Betrieb, in 
Pensionskassen oder in Privatstiftungen 
erfolgt, zu keiner Doppelbesteuerung der 
Ersparnisse komme. Eine Doppelbe­
steuerung der Ersparnisse und somit 
Handlungsbedarf ortet er allerdings bei 
der Besteuerung von Gewinnanteilen und 
Dividenden sowie bei Zinsen aus Kapital­
forderungen. Durch die pauschalierte 
Besteuerung mit 25 % bzw. die Steuer­
freistellung der Kursgewinne beim priva­
ten Investor sei die Doppelbesteuerung 
allerdings etwas gemildert. Zu keiner Mil­
derung dieser Doppelbesteuerung kom­
me es allerdings, wenn Unternehmer In­
vestitionen aus den erwirtschafteten Ge­
winnen tätigen, da sie diese Investitionen 
aus dem versteuerten Gewinn finanzie­
ren müßten. Kapitalerträge sollten gene­
rell in Höhe einer Normalverzinsung 
steuerfrei gestellt werden. Was die Ein­
künfte aus unselbständiger Arbeit be­
trifft, ist bei einer Umstellung auf eine 
konsistente konsumorientierte Einkom­
mensteuer mit einem zusätzlichen Lohn­
steueraufkommen zu rechnen, da die 
systemwidrigen Steuerbegünstigungen 
für sonstige Bezüge und Abfertigungen 
beseiti9,t werden müßten. 

Die Uberlegungen zu einer grundle­
genden Neuorientierung der Besteue­
rungsgrundlage sind auch dann durch­
aus interessant, wenn man die Euphorie 
einiger der Autoren nicht teilt. Die von ei­
nigen Autoren erhobene Forderung der 
Investitionsneutralität des Steuersy­
stems mag aus Sicht von Betrieben und 
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Betriebswirten durchaus sinnvoll sein, 
aufgrund ihrer Verteilungswirkungen 
kann sie in der konkreten Ausgestaltung 
des Steuersystems aber durchaus be­
denklich sein. So stelle man sich nur die 
gesellschaftliche Reaktion vor, wenn ein 
Steuersystem eine Beschäftigte, die in 
40 Stunden Arbeit 1 5.000 öS verdient, 
besteuert, aber einen Rentier mit einem 
monatlichen Normalzinseneinkommen 
von 30.000 öS nicht zur Finanzierung der 
allgemeinen Staatsleistungen heran­
zieht. Die von den Autoren geführte 
Steuerreformdiskussion orientiert sich 
einzig und allein an Effizienzkriterien und 
blendet Verteilungsfragen völlig aus bzw. 
nimmt Umverteilungswirkungen von un­
ten nach oben als Folge der angestreb­
ten Steuersystemumstellung in Kauf. 

Man könnte auch eine Neutralität be­
züglich Arbeitsangebotsentscheidungen 
fordern und käme vermutlich zu einem 
anderen Steuersystem. Letztendlich 
sind bei gegebenem Steueraufkommen 
ökonomische Verzerrungen unvermeid­
lich. Welche man als besonders schwer­
wiegend empfindet, hängt dabei oft mehr 
von der Interessenlage ab als von reali­
sierbaren Effizienzgewinnen. 

So dürfte auch die konsumorientierte 
Besteuerung nicht das Allheilmittel ge­
gen die Steuerhinterziehung sein. Wie 
von einigen Autoren richtig angemerkt, 
müßten viele Probleme der korrekten 
Bemessung und Beurteilung des zu be­
steuernden Zahlungsstromes auch hier 
gelöst werden. So dürfte bei den zinsbe­
reinigten Varianten der Steuer die Fest­
setzung des steuerfreien Zinsniveaus 
nicht einfach werden. 

Die Erfahrung mit der Einkommensteu­
er zeigt zudem, daß die schwerwiegen­
den Lücken in Steuersystemen oft erst 
gefunden werden, wenn sich die Steuer­
pflichtigen mit ihren Fachberatern auf die 
Suche danach begeben, und nicht in der 
Diskussion davor. 

Für Leserlnnen, die nicht zu den 
Steuerexpertinnen gehören, sind die 
Beiträge vermutlich zu sehr im Fachjar-
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gon gehalten. Um zu einer umfassenden 
Einschätzung der konsumorientierten 
Besteuerung zu kommen, ist die Lektü­
re von einigen zusätzlichen kritischen 
Beiträgen unbedingt angeraten. Trotz der 
kritischen Haltung der Rezensentinnen 
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zur konsumorientierten Besteuerung 
kann das Buch als Überblick über die 
Diskussion für vorgebildete Leserinnen 
durchaus empfohlen werden. 

Margit Predl, Josef Zuckerstätter 
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